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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

Während diese Bestrebungen bei der SP auf Skepsis stiessen, wollten die bürgerlichen
Parteien nicht abseits stehen. Die Fraktionen der FDP, der CVP, der SVP und der
Liberalen arbeiteten gemeinsam Motionen für eine ordnungspolitische Erneuerung
aus. Dabei reichten Vertreter einer jeden Partei zu einem bestimmten Teil eine Motion
in beiden Räten ein: die LP zum Wettbewerbsrecht, die FDP zur Finanzpolitik, die SVP
zur Liberalisierung des Arbeitsmarkts und die CVP zur Aus- und Weiterbildung. Diese
Vorstösse wurden in der Dezembersession behandelt, wobei von den Sprechern der
bürgerlichen Parteien betont wurde, dass ein umfassendes Deregulierungsprogramm
gerade nach der Ablehnung des EWR-Beitritts für den Wirtschaftsstandort Schweiz von
besonderer Bedeutung sei. Die Motionen zur Finanz- und zur Bildungspolitik wurden
von beiden Räten überwiesen, diejenigen zur Wettbewerbspolitik und zum
Arbeitsmarkt jedoch teilweise in Postulate umgewandelt. 1

MOTION
DATUM: 10.12.1992
HANS HIRTER

Wettbewerb

Der Ständerat, der noch 1986 in der Schlussabstimmung nach langwierigem
Differenzbereinigungsverfahren ein Gesetz über das Konsum- und Kleinkreditwesen
abgelehnt hatte, behandelte eine von 34 Ratsmitgliedern unterzeichnete Motion
Affolter (fdp, SO), welche vom Bundesrat die Vorlage eines neuen Gesetzesentwurfs
verlangt. Dieser soll primär darauf angelegt sein, Missbräuche im Kleinkreditwesen zu
bekämpfen. Nicht zuletzt die Tatsache, dass viele Drogenabhängige ihre Sucht mit
Kleinkrediten finanzieren, rufe nach einem solchen Gesetz. Obwohl Bundespräsident
Koller auf die Schwierigkeit hinwies, in diesem Bereich einen tragfähigen Kompromiss
zu erzielen und deshalb für die Postulatsform plädierte, überwies der Rat den Vorstoss
mit 34:4 Stimmen als Motion. 2

MOTION
DATUM: 22.03.1990
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies die im Vorjahr von der kleinen Kammer gutgeheissene Motion
Affolter (fdp, SO) für die gesetzliche Erfassung des Kleinkreditwesens. Dieses neue
Gesetz soll vor allem die Bekämpfung von Missbräuchen zum Ziel haben. Gleichzeitig
lehnte er eine parlamentarische Initiative Oehler (cvp, SG) ab, welche das Parlament
hatte beauftragen wollen, in eigener Regie ein entsprechendes Gesetz auszuarbeiten. 3

MOTION
DATUM: 21.03.1991
HANS HIRTER

Nach Ansicht von Nationalrat Eisenring (cvp, ZH) wird das für die wettbewerbsrechtliche
Aufsicht zuständige Fachorgan des Bundes, die Kartellkommission, den zukünftigen
Anforderungen nicht mehr genügen können. Gerade die europäische Integration werde
an die Wettbewerbsaufsicht Aufgaben herantragen, welche nicht mehr von einer
nebenamtlichen Expertenkommission und ihrem kleinen Sekretariat bewältigt werden
könnten. Er wollte deshalb den Bundesrat mit einer Motion beauftragen, dem
Parlament die Schaffung eines Bundesamtes für Wettbewerb vorzuschlagen. Nachdem
der Bundesrat betont hatte, dass er im Moment und auch in naher Zukunft keine
Notwendigkeit für die Ersetzung der Kartellkommission erkennen könne, überwies der
Nationalrat den Vorstoss diskussionslos als Postulat. 4

MOTION
DATUM: 22.03.1991
HANS HIRTER

Im Rahmen der gemeinsam von den bürgerlichen Parteien getragenen Vorstösse für
eine Revitalisierung der Wirtschaft hatte die Liberale Partei in beiden Räten Motionen
für ein verschärftes Wettbewerbsrecht eingereicht. Diese verlangten insbesondere
eine Öffnung der von staatlichen Regiebetrieben dominierten Märkte, eine
Liberalisierung der Submissionspraxis und eine Fusionskontrolle, hingegen kein
Kartellverbot. Der Nationalrat überwies die von Gros (lp, GE) vertretene Motion in der
Dezembersession. Der Ständerat, dem eine identische Motion Coutau (lp, GE) vorlag,
schloss sich diesem Entscheid an, allerdings mit einer Ausnahme: die Forderung nach
einer Offnung der von staatlichen Unternehmen beherrschten Märkte überwies er bloss
als Postulat. 5

MOTION
DATUM: 14.12.1992
HANS HIRTER
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Mit dem Einverständnis des Bundesrats überwies der Ständerat eine Motion Bisig (fdp,
SZ), welche verlangt, dass neben den bestehenden Wohnbaupreisindizes auch solche
für Verwaltungs- Gewerbe- und Tiefbauten erstellt werden. Der Motionär erhofft sich
davon Kosteneinsparungen für die öffentliche Hand, da seiner Meinung nach die heute
in Offerten und Voranschlägen übliche automatische Anwendung des
Wohnbaupreisindexes der Stadt Zürich die effektive Kostenentwicklung nicht korrekt
spiegelt. 6

MOTION
DATUM: 07.03.1994
HANS HIRTER

Eine Motion Mühlemann (fdp, TG) für eine Aufhebung der Registrationspflicht für
Handelsreisende wurde vom Nationalrat in ein Postulat umgewandelt. Der Rat folgte
damit dem Bundesrat, der zwar eine Revision der Vorschriften ebenfalls befürwortete,
eine ersatzlose Streichung aber namentlich mit dem Argument ablehnte, dass dadurch
international tätigen Vertretern, für welche bestehende Handels- und Zollverträge eine
Legitimation vorschreiben, im Ausland Nachteile erwachsen würden. 7

MOTION
DATUM: 17.06.1994
HANS HIRTER

Die im Vorjahr vom Ständerat angenommene Motion Bisig (fdp, SZ) für die Erstellung
von unterschiedlichen Preisindizes für die verschiedenen Bauarten (Wohn-, Gewerbe-,
Verwaltungs- und Tiefbau), von welcher Kosteneinsparungen für das öffentliche
Bauwesen erhofft werden, wurde auch vom Nationalrat überwiesen. 8

MOTION
DATUM: 27.09.1995
HANS HIRTER

Mit einer Motion kritisierten Parlamentarier aus der Westschweiz einmal mehr die
Tatsache, dass ihre Region bei Bundesaufträgen nicht entsprechend der
Bevölkerungszahl berücksichtigt wird. Eine von 87 Nationalräten unterzeichnete
Motion Zwahlen (cvp, BE) verlangte in einem ersten Teil, die Gründe für diese
nichtrepräsentative Auftragserteilung untersuchen zu lassen und dabei auch die
Verteilung der Aufträge nach Produktionsstandorten für Unterlieferanten zu
berücksichtigen. In einem zweiten Teil forderte die Motion Massnahmen für eine
bevölkerungsproportionale Verteilung der Bundesaufträge. Der Nationalrat stimmte
dem ersten Teil zu, lehnte jedoch den zweiten mit 66:63 Stimmen ab. Der Ständerat war
mit dem ersten Teil ebenfalls einverstanden, kam aber zum Schluss, dass ein Postulat
das korrekte Instrument sei, um den Bundesrat mit der Ausarbeitung eines Berichts zu
beauftragen. Zwei im Nationalrat anlässlich der gleichen Debatte behandelten Postulate
des Freisinnigen Pini (TI), die eine Bevorzugung schweizerischer Steinproduzenten
resp. von schlecht ausgelasteten schweizerischen Betrieben auch bei ungünstigeren
Offerten verlangten, wurden relativ deutlich abgelehnt. 9

MOTION
DATUM: 05.10.1995
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies mit dem Einverständnis des Bundesrats eine Motion David
(cvp, SG) für die reibungslose Zulassung von im Ausland (namentlich EU, USA und Japan)
erworbenen Motorfahrzeugen (sogenannte Parallelimporte). Konkret verlangt die
Motion eine sofortige Änderung von Art. 12 des Strassenverkehrsgesetzes. Auch die
Kartellkommission kritisierte die wettbewerbsbehindernde Auswirkung der
vorgeschlagenen neuen Homologisierungsverordnung. 10

MOTION
DATUM: 06.10.1995
HANS HIRTER

Das neue Kartellgesetz wurde, zusammen mit dem neuen Binnenmarktgesetz und dem
Bundesgesetz über technische Handelshemmnisse, vom Bundesrat auf den 1. Juli in
Kraft gesetzt. Nach dem Nationalrat überwies auch der Ständerat die Motion David (cvp,
SG) für eine reibungslose Zulassung von im Ausland gekauften Motorfahrzeugen (sog.
Parallelimporte). 11

MOTION
DATUM: 21.03.1996
HANS HIRTER

Beide Parlamentskammern überwiesen diskussionslos eine Motion Vollmer (sp, BE) für
konsumentenfreundlichere Bestimmungen im Versicherungsvertragsrecht. Konkret
visiert die Motion diejenigen Bestimmungen an, welche für Motorfahrzeughalter den
Versicherungswechsel erschweren. 12

MOTION
DATUM: 21.06.1996
HANS HIRTER
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Eine Motion Vollmer (sp, BE) für eine Anpassung der Bestimmungen über den
Konsumentenschutz an die strengeren Regeln der EU wurde von der Freisinnigen
Bangerter (BE) bekämpft und deshalb verschoben. 13

MOTION
DATUM: 26.06.1998
HANS HIRTER

Eine Motion Vollmer (sp, BE) für die Schaffung von soliden gesetzlichen Grundlagen für
den Handel im Internet wurde vom Nationalrat in Postulatsform überwiesen. Der
Bundesrat hatte in seiner Antwort darauf hingewiesen, dass er anfangs 1998 das EVD
und das EFD beauftragt hatte, einen Aktionsplan für die Förderung der Anwendung der
diversen durch das Internet induzierten Neuerungen im Geschäftsleben auszuarbeiten
und dabei auch die Frage nach der Notwendigkeit von neuen rechtlichen Grundlagen zu
überprüfen. Eine weitere Motion Vollmer für die Ausdehnung der im Obligationenrecht
für Kaufverträge vorgeschriebene Garantiefrist bei Sachmängeln von ein auf zwei Jahre
wurde ebenfalls in Postulatsform angenommen. 14

MOTION
DATUM: 08.10.1999
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies eine 1998 noch bekämpfte Motion Vollmer (sp, BE) für eine
Anpassung der schweizerischen Konsumentenschutzgesetzgebung an das höhere EU-
Niveau diskussionslos als Postulat. 15

MOTION
DATUM: 09.03.2000
HANS HIRTER

Eine vom Nationalrat in Postulatsform überwiesene Motion Durrer (cvp, OW) für ein
Konzept der rechtlichen Regulierung des Handels im Internet (E-Commerce) sowie eine
Interpellation Ehrler (cvp, AG; 99.3632) zu diesem Thema gaben dem Bundesrat
Gelegenheit, über seine mit der 1996 erfolgten Einsetzung einer Arbeitsgruppe
aufgenommene Vorarbeit zu informieren. Seiner Meinung nach sollen sich die zu
ergreifenden Massnahmen an den Prinzipien des Vorrangs der Selbstregulierung der
Wirtschaft und der Kompatibilität mit internationalen, insbesondere europäischen
Entwicklungen orientieren. Mit der Verabschiedung einer Verordnung über die
elektronische Zertifizierung machte der Bundesrat einen ersten Schritt zur rechtlichen
Absicherung und damit auch der Förderung des elektronischen Geschäftsverkehrs. Der
Bundesrat erklärte sich ferner mit der Annahme einer vom Nationalrat überwiesenen
Motion Sommaruga (sp, BE; 00.3392) bereit, gesetzliche Massnahmen gegen
unerwünschte Massenwerbeversendungen via E-Mail (sog. Spamming) vorzuschlagen. 16

MOTION
DATUM: 23.06.2000
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies eine Motion Sommaruga (sp, BE) für rechtliche Massnahmen
gegen irreführende oder falsche Gewinnversprechen. Nach dem Vorbild eines neuen
Gesetzes in Österreich und ähnlichen Bestrebungen in Deutschland sollen solche
Versprechen einklagbar werden. 17

MOTION
DATUM: 20.03.2001
HANS HIRTER

Die im Vorjahr von der WAK des Nationalrats eingereichte Motion für eine Revision des
Kartellgesetzes, um gegen die Verhinderung von Parallelimporten patentgeschützter
Güter einschreiten zu können, sofern das Importgut aus einem Land mit ähnlichen
Zulassungsbedingungen stammt, wurde knapp abgelehnt. Bekämpft wurde der Vorstoss
vor allem von der SVP-Fraktion mit dem Argument, dass insbesondere die
schweizerische Arzneimittelindustrie auf eine nach nationaler Kaufkraft differenzierte
Preisbindungspolitik für ihre patentgeschützten Produkte angewiesen sei. 18

MOTION
DATUM: 22.03.2001
HANS HIRTER

Obwohl etliche Kantone in den letzten Jahren die Vorschriften über die
Ladenöffnungszeiten liberalisiert hatten, sind diese in der Regel immer noch
restriktiver als die mit Sondervorschriften geregelten Öffnungszeiten in
Ladengeschäften in Bahnhöfen, Tankstellen und Flughäfen. Mit dem Ziel, diese
Ungleichbehandlung abzuschaffen, überwies der Nationalrat – in Postulatsform – eine
Motion Speck (svp, AG), welche ein neues Bundesgesetz für einheitliche und liberale
Ladenöffnungszeiten verlangt. 19

MOTION
DATUM: 05.06.2001
HANS HIRTER
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Anfang Jahr gab der Bundsrat den Vorentwurf für ein neues Gesetz über den
elektronischen Geschäftsverkehr in die Vernehmlassung. Dieses soll unter anderem
das für Haustürverkäufe geltende siebentägige Widerrufsrecht auch auf das Online-
Shopping ausdehnen. Wie bereits im Vorjahr verabschiedete der Nationalrat auch im
Berichtsjahr einen Vorstoss für einen besseren Schutz der Konsumenten im Internet-
Handel. Diesmal ging es um eine in ein Postulat umgewandelte Motion Vollmer (sp, BE),
welche eine Anpassung des schweizerischen Rechts an die neuen EU-Bestimmungen
forderte, welche die gerichtliche Zuständigkeit bei Vertragsstreitigkeiten regelt. Der
Ständerat überwies die im Vorjahr vom Nationalrat gutgeheissene Motion Sommaruga
(sp, BE; 00.3393) für gesetzliche Massnahmen gegen unerwünschte
Massenwerbesendungen via E-Mail (sog. Spamming). 20

MOTION
DATUM: 22.06.2001
HANS HIRTER

Nachdem die GPK-NR im Vorjahr zum Schluss gekommen war, dass die Kantone bisher
wenig Eifer bei der Umsetzung des Binnenmarktgesetzes gezeigt hätten,
verabschiedete der Nationalrat zwei von ihr eingereichte Motionen (00.3407; 00.3408)
für eine Stärkung der Position der Wettbewerbskommission, welche die Einhaltung des
Rahmengesetzes überwacht. Sie soll erstens nicht nur Empfehlungen abgeben dürfen,
sondern Widerhandlungen gegen das Binnenmarktgesetz vor Gericht bringen können,
und zweitens für Fälle, bei denen sie nicht Partei ist, über ein Anhörungsrecht vor dem
Bundesgericht verfügen. 21

MOTION
DATUM: 30.06.2001
HANS HIRTER

Mit einer Motion verlangte Nationalrat Grobet (alliance de gauche, GE), dass bei
Bekleidungsprodukten einerseits das Produktionsland deklariert werden muss und
andererseits anzugeben ist, ob das Produkt gemäss den Regeln der „Clean Clothes
Campaign“ (eine private Übereinkunft über faire Anstellungsbedingungen, minimale
Löhne, Höchstarbeitszeiten etc.) hergestellt worden ist. Der Bundesrat lehnte diese
Forderung ab, da sie wegen technischer und handelsrechtlicher Probleme (Produkte,
die in mehreren Ländern angefertigt werden, WTO-Regeln über technische
Handelshindernisse etc.) nicht umsetzbar sei. Der Nationalrat überwies den Vorstoss in
Postulatsform, obwohl sich die Regierung auch gegen diese abgeschwächte Form
ausgesprochen hatte. Ebenfalls gegen den Willen des Bundesrates – er hatte die
Umwandlung in ein Postulat vorgeschlagen – überwies der Nationalrat eine auch von
Landwirtschaftsvertretern unterstützte Motion (01.3399) der Konsumentenschützerin
Sommaruga (sp, BE) für mehr Transparenz über die Produktionsmethoden bei
importierten Nahrungsmitteln. Gemäss Landwirtschaftsgesetz kann der Bundesrat eine
Deklaration von Erzeugnissen vorschreiben, die mit in der Schweiz nicht zugelassenen
Methoden produziert worden sind. Er hat dies für einige Produkte getan (Fleisch mit
Hormonzugaben bei der Fütterung oder Eier von Hühnern in Käfighaltung). Sommaruga
hatte einerseits gefordert, dass dieser Hinweis auf die Produktionsmethoden zwingend
für alle Agrarprodukte verlangt wird, und dass andererseits auch im Inland hergestellte
oder importierte Lebensmittel, welche solche Produkte verarbeiten (z.B. Teigwaren mit
Eiern aus Käfighaltung), davon betroffen sein sollen. Der Ständerat wandelte die Motion
in ein Postulat um. 22

MOTION
DATUM: 13.03.2002
HANS HIRTER

Mit einer Motion verlangte Nationalrat Weigelt (fdp, SG) die Ersetzung der im Gesetz
über den unlauteren Wettbewerb verankerten Brutto- durch die
Nettopreisanschreibepflicht. Die Vorschrift, dass die Bruttopreise angegeben werden
müssen, führe zu einem Wettbewerbsnachteil schweizerischer Anbieter bei
Preisvergleichen im Internet sowie zu grossem Aufwand bei Veränderungen der MWST,
und sie mache zudem den Konsumenten nicht bewusst, wie gross der Anteil der
indirekten Steuern am Preis einer Ware sei. Obwohl Vollmer (sp, BE) darauf hinwies,
dass auch in der EU die Bruttopreisanschreibepflicht gilt und deshalb für eine
Ablehnung plädierte, überwies die bürgerliche Ratsmehrheit den Vorstoss in
Postulatsform. 23

MOTION
DATUM: 13.03.2002
HANS HIRTER
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Der Ständerat fand wenig Gefallen an den beiden Motionen, welche der Nationalrat im
Vorjahr zum Zweck einer effektiveren Umsetzung des Binnenmarktgesetzes
verabschiedet hatte. Er teilte zwar die Kritik am Ungenügen der geltenden
Bestimmungen, beurteilte aber in Übereinstimmung mit dem Bundesrat die beiden sich
auf Verfahrensregeln beschränkenden Motionen als ungenügend. Diejenige, welche der
Wettbewerbskommission ein Beschwerderecht gegen letztinstanzliche kantonale
Entscheide beim Bundesgericht einräumte (00.3407), überwies er als Postulat;
diejenige, welche das Bundesgericht in allen Fällen zur Anhörung der Weko verpflichtet
(00.3408), lehnte er als unzulässige Einmischung in die Arbeitsweise des Gerichts ab. 24

MOTION
DATUM: 14.03.2002
HANS HIRTER

Die vom Nationalrat 2001 überwiesene Motion Sommaruga (sp, BE) für rechtliche
Massnahmen gegen irreführende oder falsche Gewinnversprechen fand auch im
Ständerat Zustimmung. 25

MOTION
DATUM: 04.06.2002
HANS HIRTER

Mit einer als Postulat überwiesenen Motion Stähelin (cvp, TG) forderte der Nationalrat
den Bundesrat auf, in Zukunft Organisationen, welche mit Qualitätslabels und andern
Mitteln für die Lauterkeit von gemeinnützigen Spenden sorgen (z.B. Zewo), im Rahmen
des Konsumenteninformationsgesetzes zu unterstützen. 26

MOTION
DATUM: 18.09.2002
HANS HIRTER

Die in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) festgehaltenen Normen in Bezug
auf Produkte und Leistung sind in Konsumentenverträgen oft sehr wenig übersichtlich
dargestellt, wobei der Verkäufer als Autor einen erheblichen Informationsvorsprung
besitzt. Das Anliegen der Interessenvertreterin der Konsumenten, Nationalrätin
Sommaruga (sp, BE), mit einer parlamentarischen Initiative (02.461) gesetzliche Regeln
für die Verhinderung von missbräuchlichen Bestimmungen in den AGB festzulegen,
scheiterte. Auf Antrag der aus SVP-Abgeordneten gebildeten Kommissionsminderheit
gab der Rat der Initiative keine Folge. Er hatte allerdings zuvor eine Motion einer von
Leuthard (cvp, AG) angeführten anderen Minderheit der Rechtskommission in
Postulatsform überwiesen, welche ähnliches forderte. 27

MOTION
DATUM: 03.10.2003
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr wurde die Diskussion über die Einführung des sogenannten Cassis-de-
Dijon-Prinzips (d.h. die volle Anerkennung der Zulassungsprüfungen anderer Länder,
auch wenn deren Vorschriften von den landeseigenen abweichen) weitergeführt. Die
Wettbewerbskommission sprach sich im April für den Warenverkehr mit der EU für
dieses Prinzip aus. Im Juni überwies der Ständerat eine Motion Hess (fdp, OW), welche
die einseitige Einführung des Cassis-de-Dijon-Prinzips für Importe aus der EU verlangt,
falls mit der EU keine Einigung erzielt werden kann. Unterstützung fand Hess auch bei
der Konsumentenschützerin Sommaruga (sp, BE). Diese führte ins Feld, dass unnötige
Sondervorschriften der Schweiz (z.B. bezüglich Deklaration) dazu führten, dass die
importierten Produkte durch die ausländischen Produzenten speziell verpackt werden
müssen. Damit werden Parallelimporte verunmöglicht, und die offiziellen Importeure
nützten diese Marktbeherrschung auf dem kaufkräftigen schweizerischen Markt zu
massiven Preiszuschlägen aus. Gemäss Sommaruga könnten, wo sich aus Gründen der
Gesundheitspolitik oder des Tierschutzes die Respektierung der strengeren
schweizerischen Normen aufdränge, Ausnahmen vom Prinzip erlaubt werden. Der
Bundesrat war zwar mit der Annahme der Motion einverstanden, wies aber auch darauf
hin, dass eine einseitige Einführung dieses Prinzips nicht unproblematisch wäre. So
würden etwa einheimische Produzenten benachteiligt, welche sich im Inland weiterhin
an die schweizerischen Sondervorschriften halten und im Export aber zusätzlich die
EU-Vorschriften respektieren müssten. 28

MOTION
DATUM: 02.06.2005
HANS HIRTER

Im Anschluss an die Beratung der Revision des Binnenmarktgesetzes lehnte der
Nationalrat eine Motion seiner WAK ab, welche Sonderbestimmungen für das
Gastgewerbe forderte, um dieses vor den Auswirkungen der eben beschlossenen
Liberalisierung zu schützen. Die Motion hätte für die Berufsausübung und den
Marktzugang in dieser Branche Minimalvorschriften, die in den letzten Jahren in vielen
Kantonen der Deutschschweiz ganz oder teilweise aufgehoben worden waren, auf
nationaler Ebene wieder eingeführt. Der mit 89 zu 70 Stimmen verworfene Vorstoss der
WAK wurde vor allem von französischsprachigen Parlamentariern unterstützt. Der
Bundesrat argumentierte, dass die Gewährleistung der Gesundheit der Kunden über die

MOTION
DATUM: 16.06.2005
HANS HIRTER
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Vorschriften des Lebensmittelgesetzes und nicht mit der Berufszulassung für Wirte zu
erfolgen habe. 29

Eigentlich hätte der Nationalrat bereits in der Frühjahrssession eine vom Ständerat im
Herbst 2004 gutgeheissene Motion seiner WAK behandeln sollen, welche eine nicht nur
auf Verkaufsgeschäfte in den Bahnhöfen und Flughäfen beschränkte Liberalisierung
der Arbeitszeitvorschriften für das Verkaufspersonal verlangte. Auf Antrag Gutzwiller
(fdp, ZH) verschob er den Entscheid bis nach der Volksabstimmung über die
Arbeitsgesetzrevision. Nach der nur sehr knappen Zustimmung der Bürgerinnen und
Bürger zum neuen Arbeitsgesetz im November lehnte er die von der Linken und – im
Gegensatz zur Volksabstimmungsvorlage und zum Entscheid im Ständerat – nun auch
von der CVP bekämpfte Motion ab. Auch rund ein Viertel der SVP-Fraktion war gegen
diese Liberalisierung. 30

MOTION
DATUM: 18.12.2005
HANS HIRTER

Der Versuch der SVP, die Preisüberwachung in wettbewerbsschwachen Märkten
abzuschaffen, scheiterte im Nationalrat deutlich. Neben der fast geschlossenen SVP-
Fraktion stimmten bloss eine Minderheit der FDP und einige wenige CVP-Abgeordnete
dafür. In ihrer Argumentation hatte die SVP klargemacht, dass es ihr weniger um das
Anliegen der Preisüberwachung an sich als vielmehr um die Funktion des
Preisüberwachers (zur Zeit ausgeübt vom ehemaligen SP-Nationalrat Rudolf Strahm)
ging. Eine derartige Personifizierung einer Verwaltungsfunktion lehne sie ab. Nicht
besser erging es einer Motion der FDP-Fraktion (04.3248), welche die Aufgaben des
Preisüberwachers vor allem auf die kritische Begutachtung der administrierten (d.h.
vom Staat festgelegten oder kontrollierten) Preise ausrichten wollte. 31

MOTION
DATUM: 11.05.2006
HANS HIRTER

Die Einführung des so genannten Cassis-de-Dijon-Prinzips (d.h. die volle Anerkennung
der Zulassungsprüfungen und Deklarationsvorschriften anderer Länder, auch wenn
deren Bestimmungen von den landeseigenen abweichen) im Warenverkehr mit der EU
wurde weiterhin gefordert. Angesichts der Widerstände in der EU, ein entsprechendes
gegenseitiges Abkommen mit der Schweiz abzuschliessen, machte sich namentlich die
FDP stark für eine einseitige Einführung durch die Schweiz. Der Nationalrat überwies
wie im Vorjahr der Ständerat die Motion Hess (fdp, OW; 04.3473) für die einseitige
Einführung des Cassis-de-Dijon-Prinzips für Importe aus der EU, falls mit der EU keine
Einigung zustande kommt. Auch die Wettbewerbskommission stellte sich hinter diese
Forderung. Ein Teil der Wirtschaft und einige Politiker befürchten allerdings Nachteile
für die einheimischen Produzenten, wenn sich diese weiterhin an die schweizerischen
Vorschriften aus den Bereichen des Umweltschutzes oder der
Konsumenteninformation halten müssen, die Importgüter aber davon befreit sind. So
müssen etwa in der Schweiz obligatorische Warnhinweise auf Konsumgütern in den drei
Landessprachen Deutsch, Französisch und Italienisch angebracht sein, gemäss dem
Cassis-de-Dijon-Prinzip könnten aber auch Güter mit bloss einsprachiger
Warnbeschriftung importiert werden. In einer verwaltungsinternen Vernehmlassung
verlangten Bundesstellen zuerst etwa 130 und in einer zweiten Runde dann noch gut
100 Ausnahmen. Der Nationalrat überwies ein Postulat Baumann (svp, TG; 06.3151),
welches vom Bundesrat eine Liste mit allen von der schweizerischen Norm
abweichenden EU-Regeln für den Verkauf von Konsumgütern fordert. Im Herbst gab
Bundesrätin Leuthard bekannt, dass sie eine Revision des Gesetzes über technische
Handelshemmnisse eingeleitet habe, und gegen Jahresende wurde ein Vorentwurf dazu
in die Vernehmlassung gegeben. Dieser sieht einerseits als Schutzmassnahmen bei der
Einführung des Cassis-de-Dijon-Prinzips vor, dass sich inländische Hersteller, die auch
für den Export in einen EU-Staat produzieren, in Zukunft für den Verkauf in der Schweiz
an den Vorschriften dieses Landes orientieren dürfen. Andererseits sollen einige
wenige umwelt- oder gesundheitspolitisch begründete Ausnahmen vom Cassis-de-
Dijon-Prinzips gelten. 32

MOTION
DATUM: 30.11.2006
HANS HIRTER
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Der Ständerat überwies eine Motion Kaufmann (svp, ZH), welche verlangt, dass in
Zukunft zollfreie Einkäufe in den Duty-free-Geschäften auf den Flughäfen nicht nur
beim Abflug, sondern auch bei der Ankunft möglich sein sollen. Als unterstützendes
Argument wurden unter anderem die verschärften Sicherheitskontrollen, die den
Transport von Getränkeflaschen im Handgepäck praktisch verunmöglichen, ins Feld
geführt. Der Bundesrat war mit der Motion einverstanden, machte aber darauf
aufmerksam, dass die rechtliche Umsetzung nicht einfach sein wird, da davon sowohl
die Alkohol- und Tabaksteuergesetzgebung als auch die Mehrwertsteuer betroffen
wären. 33

MOTION
DATUM: 26.09.2007
HANS HIRTER

Im Anschluss an die Beratung dieser beiden Vorlagen überwiesen beide Ratskammern
eine Motion der WAK des Ständerates für eine Harmonisierung der diversen
Spezialgesetze, die sich mit der Produktesicherheit befassen. Eine Zusammenlegung
aller Bundesstellen, deren Aufgabe die Kontrolle der Sicherheit von Lebensmitteln und
anderen Produkten ist, lehnte der Nationalrat vorläufig ab. Er sprach sich auf Antrag des
Bundesrates gegen eine im Vorjahr von der kleinen Kammer überwiesene
entsprechende Motion Germann (svp, SH) aus. 34

MOTION
DATUM: 29.04.2009
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies die im Vorjahr von der kleinen Kammer gutgeheissene Motion
Schweiger (fdp, ZG) für eine anderes Sanktionssystem bei der Bestrafung von
Verstössen gegen kartellrechtliche Vorschriften ebenfalls. 35

MOTION
DATUM: 03.12.2009
HANS HIRTER

Gegen den Willen des Bundesrats stimmte der Ständerat in der Herbstsession der
durch den Nationalrat abgeänderten Motion Schweiger (fdp, ZG) für eine Änderung des
Sanktionssystems im Kartellrecht zu. Während beide Kammern die neu vorgeschlagene
direkte Sanktionierung natürlicher Personen beim Vorliegen vorsätzlicher
kartellrechtlicher Verstösse angenommen hatten, hatte der Nationalrat in seiner Lesung
die für Unternehmen mit bestmöglicher Compliance vorgesehene Exemptionsklausel
gestrichen. Damit wurde dem allfälligen Nachweis unternehmensinterner Programme
zur verstärkten Beachtung des Kartellrechts lediglich sanktionsmildernde, nicht aber
sanktionsausschliessende Wirkung zugebilligt. 36

MOTION
DATUM: 21.09.2010
SUZANNE SCHÄR

Bereits vor der Übernahme des Cassis-de-Dijon-Prinzips durch die Schweiz waren die
Lebensmittelqualität und damit verbunden die sozialen und ökologischen
Bedingungen, unter denen Lebensmittel produziert werden, Thema verschiedener
politischer Vorstösse. Im Berichtsjahr nahm die WAK-NR den Vorschlag ihrer
Schwesterkommission im Ständerat auf, fünf 2008 und 2009 eingereichte
Standesinitiativen ähnlicher Stossrichtung aus den Kantonen Freiburg (08.326), Jura
(08.301), Neuenburg (08.307), Waadt (09.311) und Genf (08.320) gemeinsam zu prüfen.
Sie fasste zwei der drei Hauptanliegen der Initiativen in je einer Motion und einem
Postulat zusammen und brachte sie in der Wintersession zur Diskussion in den Rat. Mit
133 zu 27 Stimmen – gegen eine Minderheit aus der SVP- und eine Mehrheit der
liberalen Fraktion – nahm der Rat die Motion an, die den Bundesrat dazu auffordert,
sich in internationalen Wirtschaftsverhandlungen nicht nur durch
Freihandelsbestrebungen leiten zu lassen, sondern sich dabei auch für die
Verbesserung der sozialen und ökologischen Produktionsbedingungen einzusetzen.
Daneben überwies die grosse Kammer ein Postulat, das den Bundesrat beauftragte, die
staatlich anerkannten Nachhaltigkeitslabels der EU zu prüfen und die Vor- und
Nachteile dieser Form der Konsumenteninformation im nationalen, aber auch
internationalen Kontext zu diskutieren. Nachdem der Nationalrat mit der Annahme der
beiden Vorstösse den Vorschlägen seiner Kommission gefolgt war, gab er danach und
gegen ihren Willen mit einer relativ knappen Mehrheit von 85 zu 76 Stimmen auch den
fünf Standesinitiativen Folge. 37

MOTION
DATUM: 13.12.2010
SUZANNE SCHÄR
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Internationale Markenartikelanbieter operierten seit Jahren in der Schweiz im Vergleich
zum Ausland mit deutlich höheren Gewinnmargen und zementierten so die
Hochpreisinsel Schweiz, weil gleichzeitig der Einkauf über ausländische Lieferanten
verhindert wurde. In diesem Zusammenhang wurde im Nationalrat einer Motion Birrer-
Heimo (sp, LU) mit 113 zu 74 Stimmen zugestimmt. Diese sah vor, das Kartellgesetz mit
einem Artikel zu unzulässigen Preisdifferenzierungen durch ausländische Anbieter zu
ergänzen. Der Entscheid des Ständerats zu dieser Motion stand noch aus. 38

MOTION
DATUM: 21.12.2011
LAURENT BERNHARD

Gegen die Empfehlung des Bundesrates nahm der Nationalrat eine Motion Flückiger-
Bäni (svp, AG) an, welche gleich lange Spiesse für kleine und mittlere Unternehmungen
(KMU) im öffentlichen Beschaffungswesen forderte. Insbesondere verfolgte sie das Ziel,
dass Bietergemeinschaften und Subunternehmen nicht mehr von Submissionsverfahren
ausgeschlossen werden konnten. Zudem verlangte die Motion, dass nicht mehr jedes
einzelne Unternehmen, sondern die Bietergemeinschaft als Ganzes die
Eignungskriterien zu erfüllen hatten. Der Entscheid zu diesem Vorstoss war beim
Ständerat im Berichtsjahr noch hängig. 39

MOTION
DATUM: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD

Der Ständerat lehnte in der Herbstsession eine Motion Flückiger-Bäni (svp, AG) ab,
welche gleich lange Spiesse für kleine und mittlere Unternehmungen (KMU) im
öffentlichen Beschaffungswesen forderte. Dieser Vorstoss hatte im Jahre 2011 eine
Mehrheit im Nationalrat gefunden. 40

MOTION
DATUM: 13.09.2012
LAURENT BERNHARD

Das Bundesamt für Bauten und Logistik (BBL) veröffentlichte für das Jahr 2011 Zahlen
zur geographischen Verteilung von Bundesaufträgen. Dabei kamen erhebliche
sprachregionale Unterschiede ans Licht. Demnach wurden 80% der Zuschläge in die
Deutschschweiz, je 9% in die Romandie und ins Tessin und 2% ins Ausland vergeben.
Vor diesem Hintergrund sprach sich der Nationalrat in der Wintersession für eine
Motion Hodgers (gp, GE) aus, die Massnahmen zur Verbesserung der Chancengleichheit
zwischen den verschiedenen Sprachregionen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge
durch den Bund verlangte, ohne dabei die Qualität der Dienstleistungen in Frage zu
stellen. Der Entscheid des Ständerats zu diesem Geschäft erfolgte nicht mehr im
Berichtsjahr. 41

MOTION
DATUM: 31.12.2012
LAURENT BERNHARD

In der Frühjahrssession lehnte der Ständerat eine Motion Birrer-Heimo (sp, LU) ab, die
sich auf Preisdifferenzierungen durch ausländische Anbieter bezog. Der Vorstoss, der
im Jahr 2011 im Nationalrat eine Mehrheit erreicht hatte, wollte im Kartellgesetz den
Grundsatz verankern, wonach sich Unternehmen unzulässig verhielten, wenn sie ihre
Markenprodukte im Ausland zu tieferen Preisen vertrieben als in der Schweiz. Da dieses
Anliegen vom Ständerat im Rahmen der Kartellgesetzrevision berücksichtigt wurde,
erwies sich dieser Entscheid in der kleinen Kammer als unumstritten. 42

MOTION
DATUM: 21.03.2013
LAURENT BERNHARD

Wie der Nationalrat im Vorjahr sprach sich auch der Ständerat für eine Motion Hodgers
(gp, GE) aus, die Massnahmen zur Verbesserung der Chancengleichheit zwischen den
verschiedenen Sprachregionen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge durch den Bund
verlangte, ohne dabei die Qualität der Dienstleistungen in Frage zu stellen. Der in der
Herbstsession überwiesene Vorstoss ging auf statistische Erhebungen des Bundesamt
für Bauten und Logistik (BBL) zurück, die erhebliche sprachregionale Unterschiede bei
der Vergabe von Bundesaufträgen dokumentiert hatten. 43

MOTION
DATUM: 10.09.2013
LAURENT BERNHARD

Die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats (WAK-NR) lancierte im
Februar 2014 eine Reihe von Vorstössen, die allesamt auf eine Vereinfachung der
Zollverfahren abzielten. Erklärtes Ziel der Kommission war eine Senkung des
Verwaltungsaufwands bei der Wareneinfuhr und letztlich die Bekämpfung der
„Hochpreisinsel Schweiz“. Die zwei Motionen und die drei Postulate waren in den Räten
unbestritten. Der Bundesrat erhält somit den Auftrag, das Online-Zollanmeldeportal
auszubauen, sodass in Zukunft alle zollrelevanten Dokumente elektronisch eingereicht
werden können. Des Weiteren wird er aufgefordert, zur Verringerung der Wartezeiten
am Zoll das bestehende Obligatorium, den Grenzübertritt vorgängig verbindlich

MOTION
DATUM: 01.01.2014
DAVID ZUMBACH

01.01.88 - 01.01.18 9ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



anzugeben, abzuschaffen. Zudem wird der Bundesrat aufgefordert, Berichte darüber
vorzulegen, welches die Vor- und Nachteile des Gewichts- bzw. des Wertzollsystems
sind, wie bei der Zollabfertigung von EU-Ursprungsprodukten neben dem offiziellen
Ursprungszeugnis auch weitere Dokumente zur Erbringung der Ursprungsnachweises
anerkannt werden können und wie die Mehrwertsteuererhebung beim Warenimport
vereinfacht werden könnte. Der Kommission war es bei der Behandlung der Geschäfte
ein Anliegen, darauf hinzuweisen, dass eine Revision des Kartellgesetzes durch diese
Vereinfachungen nicht hinfällig würde. 44

National- und Ständerat sprachen sich im ersten Halbjahr 2014 dafür aus, dass die
sistierten IT-Massnahmen des Projektes Zollveranlagungsprozesse (ZVP) prioritär
umgesetzt werden sollten. In diesem Sinne überwiesen die beiden Räte eine Motion der
FDP-Liberalen-Fraktion diskussionslos an den Bundesrat. Dieser wurde durch das
Begehren verpflichtet, eine mehrjährige Planung der EDV-Systeme in der
Warenveranlagung zu erstellen und diese den Unternehmen zu kommunizieren. Der
Bundesrat wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass mit der aktuell im
Handelswarenverkehr eingesetzten Technologie nicht alle Anforderungen umgesetzt
werden könnten, die Eidgenössische Zollverwaltung (EZV) aber daran sei, eine geeignete
Technologie zu evaluieren. 45

MOTION
DATUM: 17.06.2014
DAVID ZUMBACH

Im September 2014 reichte der Ständerat mit 32 zu 7 Stimmen bei 2 Enthaltungen eine
Motion Bischofberger (cvp, AI) an den Nationalrat weiter, die forderte, dass bei der
angestrebten Vereinfachung der Einfuhr von Fleisch und Fleischwaren im Reiseverkehr
eine klare quantitative Abgrenzung zwischen Handels- und Privateinfuhr sichergestellt
wird. Die beabsichtigte Aufhebung der erlaubten Obergrenze von 20 kg Fleisch pro Tag
würde, so der Motionär, Fehlanreize für neue Geschäftsmodelle schaffen. So könne
Fleisch, obwohl dies gesetzlich nicht erlaubt sei, zu Handelszwecken auch über den
Reiseverkehr importieren werden. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des
Vorstosses unter anderem darum, weil bei Zollkontrollen bereits auch Mengen von
weniger als 20 kg zu den Bestimmungen des Handelswarenverkehrs veranlagt würden.
Nämlich dann, so der Bundesrat, wenn der Reisende nicht glaubhaft machen könne,
dass die eingeführten Waren seinem privaten Bedarf diene. Die Motion war Ende 2014
im Nationalrat hängig.

MOTION
DATUM: 15.09.2014
DAVID ZUMBACH

National- und Ständerat überwiesen 2014 eine Motion Schmid (fdp, GR), die den
Bundesrat beauftragt, das Zollgesetz dahingehend zu ändern, dass
Transportunternehmen von der Solidarhaftung für Zollschulden befreit werden. Die
Motion sieht vor, dass eine Befreiung von der solidarischen Haftung dann möglich ist,
wenn der Frachtführer nicht in der Lage ist zu erkennen, ob die mitgeführte Ware
richtig angemeldet worden ist. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion.
Insbesonders befürchtete er, dass es durch die neue Regelung vemehrt zu Ausfällen bei
den Einfuhrabgaben kommen könnte. Dieses Argument fand aber weder bei der
Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK-NR), die bei 5 Enthaltungen einstimmig
für eine Annahme der Motion votierte, noch in den beiden Räten Gehör. 46

MOTION
DATUM: 11.12.2014
DAVID ZUMBACH

Im März 2015 stimmte auch die grosse Kammer einer Motion Bischofberger (cvp, AI) zu,
welche vom Bundesrat verlangte, eine klare quantitative Abgrenzung zwischen
Handels- und Privateinfuhr bei Fleisch und Fleischwaren sicherzustellen, und folgte
damit ihrer Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK-NR), die sich mit 12 zu 8
Stimmen und 2 Enthaltungen für die Annahme ausgesprochen hatte. Die von der linken
Kommissionsminderheit vorgebrachten Argumente, wonach die in der Motion
geforderte Abgrenzung keinen Einfluss auf den privaten Fleischimport habe und
stattdessen zu einem Bürokratieaufbau führen werde, fanden zwar bei Teilen der FDP-
Liberalen-Fraktion Gehör, vermochten am Ende aber nicht mehr als 84 Stimmen auf
sich zu vereinen. 47

MOTION
DATUM: 02.03.2015
DAVID ZUMBACH
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Das Übereinkommen der Pan-Euro-Med-Zone, das die Zollformalitäten zwischen EFTA,
EU, dem Westbalkan und den Ländern rund um das Mittelmeer regelt und für den Fall,
dass eine Ware ihren Ursprung innerhalb der PEM-Zone hat, Zollfreiheit vorsieht, müsse
möglichst rasch zur Anwendung gebracht werden. Dies forderte der Ständerat in der
Herbstsession 2015 vom Bundesrat, der sich selbst für die Annahme einer Motion
Keller-Sutter (SG, fdp) ausgesprochen hatte. Die Schweiz hatte das Übereinkommen
zwar 2011 unterzeichnet, Schweizer Unternehmen kommen allerdings nur dort in den
Genuss der Vorzüge, wo die entsprechenden PEM-Regeln bereits in die bilateralen
Freihandelsabkommen aufgenommen worden sind. Ständerätin Keller-Suter hob in
ihrem Vorstoss besonders die schwierige Situation der Schweizer Textilbranche hervor.
Dieser gingen Aufträge verloren, weil das Freihandelsabkommen mit der EU noch nicht
entsprechend angepasst worden sei. 48

MOTION
DATUM: 16.09.2015
DAVID ZUMBACH

In der Herbstsession 2015 reichte der Ständerat eine Motion Hess (fdp, OW) mit 35 zu 4
Stimmen bei 2 Enthaltungen an den Nationalrat weiter und sprach sich dafür aus, die
Wirkung des Cassis-de-Dijon-Prinzips, das die Schweiz 2010 autonom eingeführt hatte,
über neue Regelungen im Bereich der Vertriebsverträge zu verbessern. Der Motionär
schlug vor, dass man, wie im Falle der Automobilbranche, auch bei anderen
Markenprodukten, die in der Schweiz oder im EWR gekauft worden sind, zugelassene
Werkstätten dazu verpflichtet müsse, diese zu reparieren, zu warten oder Garantien zu
leisten. Auf diese Weise würden, so der Motionär weiter, die Gewerbebetriebe von
mehr Freiheit und der Endverbraucher von tieferen Preisen profitieren. Der Bundesrat
wies seinerseits darauf hin, dass eine entsprechende Regelung zu einer starken
Einschränkung der Vertragsfreiheit führen würde und einem "starken Eingriff in die
Wirtschaftsfreiheit" gleichkäme. 49

MOTION
DATUM: 16.09.2015
DAVID ZUMBACH

In der Herbstsession 2015 sprach sich der Nationalrat für eine Anhebung des
Mindestzolls aus. Eine entsprechende Motion Noser (fdp, ZH) wurde diskussionslos an
den Ständerat weitergereicht. Auch der Bundesrat sprach sich für einen Erhöhung des
Mindestzolls aus, da auf diese Weise der administrative Aufwand bei der Verwaltung
und den Unternehmen reduziert werden könne. 50

MOTION
DATUM: 25.09.2015
DAVID ZUMBACH

Am 7. Dezember 2015 verabschiedete Bundesrätin Widmer-Schlumpf eine Änderung
der Zollverordnung, die auf eine Motion Bischofberger (cvp, AI) zurückging. Die Motion
verlangte vom Bundesrat, eine klare quantitative Abgrenzung zwischen Handels- und
Privateinfuhr bei Fleisch und Fleischwaren sicherzustellen. In Zusammenarbeit mit dem
Preisüberwacher, dem Schweizerischen Bauernverband und dem Schweizer Fleisch-
Fachverband erarbeitete der Bundesrat daraufhin die Lösung, den Zollansatz für
Fleischeinfuhren ab 10 kg von CHF 17 auf CHF 23 zu erhöhen, wodurch der Anreiz für
Gewerbetreibende, Fleisch im Reiseverkehr einzuführen, wegfiel. 51

MOTION
DATUM: 07.12.2015
DAVID ZUMBACH

In der Wintersession 2015 folgte der Nationalrat seiner Aussenpolitischen Kommission
(APK-NR) und nahm, wie der Ständerat zuvor, eine Motion Keller-Sutter (fdp, SG)
diskussionslos an. Diese forderte vom Bundesrat, dass das Übereinkommen der Pan-
Euro-Med-Zone möglichst rasch zur Anwendung gebracht werden müsse. Das PAN-
Übereinkommen, das die Schweiz als EFTA-Mitglied 2011 unterzeichnet hatte, sieht vor,
dass Waren, die ihren Ursprung in einem Land der entsprechenden Pan-Euro-Med-
Zone haben, innerhalb dieser zollfrei gehandelt werden können, jedoch nur dann, wenn
die PEM-Regeln zuvor in die bilateralen Freihandelsabkommen aufgenommen worden
sind. Da das entsprechende Abkommen mit der EU noch nicht angepasst worden sei, so
die Motionärin, gingen Schweizer Unternehmen, insbesondere der Textil- und
Bekleidungsindustrie, Aufträge verloren. 52

MOTION
DATUM: 15.12.2015
DAVID ZUMBACH

La chambre des cantons et la chambre du peuple ont adopté le classement de la
motion sur l'exonération des transporteurs de la responsabilité solidaire des
débiteurs d'une dette douanière dans le cadre de l'examen de la révision partielle de la
loi sur les douanes (LD) (15.029).

MOTION
DATUM: 15.12.2015
GUILLAUME ZUMOFEN
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Im März 2016 sprach sich auch der Nationalrat dafür aus, die Wirkung des Cassis-de-
Dijon-Prinzips mit neuen Regelungen im Bereich der Vertriebsverträge zu verbessern.
Im Vergleich zur kleinen Kammer, die eine entsprechende Motion Hess (fdp, OW) klar
angenommen hatte, fiel das Resultat im Nationalrat mit 93 zu 82 Stimmen knapper aus.
Dies hatte sich bereits in der vorberatenden Kommission für Wirtschaft und Abgaben
(WAK-NR) so abgezeichnet, hatte sich die Kommission doch erst nach dem
Stichentscheid von Präsidentin Leutenegger Oberholzer (sp, BL) für die Annahme des
Vorstosses ausgesprochen. In der Debatte verwies die Kommissionsminderheit in
Person von Nationalrat Walter (svp, TG) darauf, dass unklar sei, ob in diesem Bereich
überhaupt Handlungsbedarf bestehe. Der Wettbewerbskommission (WEKO) seien
bisher noch keine Fälle gemeldet worden, in denen Vertriebspartnern vom Hersteller
verboten worden sei, im EWR gekaufte Produkte in der Schweiz installieren oder warten
zu dürfen. Der Bundesrat, der die Motion ablehnte, sprach seinerseits von einem
"erheblichen Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit", der verschiedene schwerwiegende
Nebenwirkungen mit sich bringen würde. Der von einem alt-Ständerat der FDP lancierte
Vorstoss wurde am Ende von einer Koalition aus Mitte- und Linksparteien
angenommen. 53

MOTION
DATUM: 17.03.2016
DAVID ZUMBACH

La chambre du peuple et la chambre des cantons ont adopté le classement de la
motion sur la promotion étatique supplémentaire du tourisme d'achat. 54

MOTION
DATUM: 13.06.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Der Nationalrat sprach sich in der Herbstsession 2016 für die Behebung eines
Vollzugsdefizits im Bereich der Pauschalreisen aus und reichte eine Motion Markwalder
(fdp, BE) an den Nationalrat weiter. Handlungsbedarf bestehe, so die Motionärin, weil
rund ein Viertel der Reisebüros in der Schweiz nicht mittels eines Reisegarantiefonds
gegen Zahlungsunfähigkeit oder Konkurs abgesichert sei. Daraus erwachse nicht nur
eine Lücke im Kundenschutz, sondern auch eine Wettbewerbsverzerrung innerhalb der
Reisebranche. Die Motion war Ende 2014 noch von Nationalrat Schwander (svp, SZ)
bekämpft und die Diskussion verschoben worden. Beim zweiten Anlauf verzichtete
Schwander dann auf die Bekämpfung, wollte aber festgehalten haben, dass ein
unbürokratischer Weg zur Behebung des Vollzugdefizits gefunden werden müsse. 55

MOTION
DATUM: 14.09.2016
DAVID ZUMBACH

Ein Jahr nach dem Nationalrat sprach sich im Herbst 2016 auch die kleine Kammer
diskussionslos für die Annahme einer Motion Noser (fdp, ZH) aus, die die Anhebung des
Mindestzolls forderte. Die vorberatende Kommission für Wirtschaft und Abgaben des
Ständerats (WAK-SR) empfahl dem Bundesrat, auf Erhebungen der Zollabgaben zu
verzichten, falls diese weniger als CHF 50 betragen. Finanzminister Maurer rechnete
vor, dass bei einer Anhebung des Mindestzolls von heute CHF 5 auf CHF 50 mit einem
Ausfall von CHF 32 Mio. zu rechnen sei. Der Bundesrat mache sich, so Maurer weiter,
dazu aber Gedanken und werde der Bundesversammlung entsprechende Vorschläge
unterbreiten. 56

MOTION
DATUM: 27.09.2016
DAVID ZUMBACH

Depuis le 1er avril 1992, l’ordonnance sur l’aide financière en faveur des associations de
consommateurs réglait la répartition des aides financières entre les différentes
associations de consommateurs en Suisse : l’Associazione consumatrici della Svizerra
italiana (ACSI), la Fédération romande des consommateurs (FRC), la
Konsumentinnenforum Schweiz (KF) et la Stiftung für Konsumentenschutz (SKS). Une
ordonnance du Département fédéral de l’économie, de la formation et de la recherche
(DEFR) a changé la donne depuis le 31 mai 2013. A travers sa motion, Sylvia Flückiger-
Bäni (svp/udc, AG) demande des mesures pour simplifier la répartition et le contrôle
des aides financières destinées aux associations de consommateurs. En effet, elle
accuse l’ordonnance du DEFR de n’être qu’un fardeau bureaucratique. Le Conseil
fédéral a expliqué que le Bureau fédéral de la consommation (BFC) avait reçu un
mandat pour évaluer le nouveau système de répartition établi en 2013 par l’ordonnance
du DEFR. De plus, il a rappelé que la situation avait forcément évolué depuis 1992 et
qu’une modification de la clé de répartition était inévitable. Il a donc conseillé de
rejeter la motion. Lors du vote, le Conseil national a adopté la motion par 123 voix
contre 62. L’UDC, le PLR et le PDC ont fait bloc pour obtenir l’adoption de cette
motion. 57

MOTION
DATUM: 29.09.2016
GUILLAUME ZUMOFEN
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Selon Petra Gössi (fdp/plr, SZ), certaines associations de consommateurs profitent des
aides financières de la Confédération pour financer leur engagement politique. Ce
comportement contrasterait fortement avec les objectifs de la loi sur l’information des
consommatrices et des consommateurs (LIC). Elle a donc déposé une motion pour
préciser les bases légales qui régissent l’allocation d’aides financières aux
associations de consommateurs. Une séparation institutionnelle permettrait d’éclairer
cette pratique opaque. Selon la dépositaire, les associations de consommateurs
doivent faire un choix: profiter des aides financières ou être actives sur le plan
politique. En effet, ces deux pratiques semblent incompatibles selon Petra Gössi. Elle
affirme que l’objectivité s’impose comme une dimension inhérente au bon
fonctionnement de ces associations de consommateurs. De son côté, le Conseil fédéral
a estimé que la législation actuelle, et notamment la LIC et l’ordonnance sur l’aide
financière en faveur des associations de consommateurs, était déjà suffisamment
explicite. Il a d’ailleurs rappelé que seules trois activités permettent une aide
financière: l’information objective, l’exécution de tests comparatifs et la négociation de
conventions. A l’opposé, la chambre du peuple s’est exprimée en faveur de la motion
qui a été adoptée à 123 voix contre 58 et 4 abstentions. Les partis de droite, l'UDC et le
PLR, ainsi que le PDC ont réussi à imposer leur volonté. 58

MOTION
DATUM: 29.09.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Une motion qui vise l’interdiction des contrats léonins des plates-formes de
réservation en ligne, notamment dans le domaine de l’hôtellerie, a été déposée par
Pirmin Bischof (pdc, SO). L’objectif en est l’interdiction des clauses de parité tarifaires
dans les relations contractuelles entre hôtels et sites internet de réservation en ligne.
En effet, l’auteur souligne que la numérisation rapide de l’économie entraîne une
distorsion de la concurrence dans le domaine de l’hôtellerie. Pirmin Bischof (pdc, SO)
estime que les plates-formes de réservation, et cite notamment le cas de booking.com,
«bâillonnent» les hôtels. Il précise que la Commission de la concurrence (COMCO) avait
souligné l’existence d’une position dominante du site booking.com en 2015.
Néanmoins, la COMCO avait renoncé à toutes interdictions, étant donné qu’il n’était
pas possible d’évaluer, à l’heure actuelle, les répercussions pratiques. L’auteur insiste
sur la liberté entrepreneurial réduite des hôteliers et les difficultés inhérentes à la
branche. En outre, il précise que des pays voisins, comme la France ou l’Allemagne, ont
déjà réagi par voie législative. Le Conseil d’Etat a transmis le dossier à la commission
compétente (CER-CE). 59

MOTION
DATUM: 29.11.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Une motion de Courten (svp/udc, BL) entend accélérer les projets de réforme
informatique des procédures douanières de l'Administration fédérale des douanes
(AFD). Le dépositaire a expliqué que les coûts de réglementation qui accompagnent les
procédures douanières coûtent 500 millions de francs par an aux entreprises. Selon lui,
il faudrait prioriser budgétairement les projets informatiques de l'AFD afin qu'ils ne
soient pas ralentis financièrement. 
Le Conseil fédéral a concédé que la charge administrative liée aux procédures
douanières pesait négativement sur l'économie suisse. Ensuite, il a précisé qu'un site
internet, pour régler les formalités douanières en ligne, était en cours de conception à
la suite de l'acceptation de plusieurs motions. Néanmoins, il a rappelé que l'AFD
étudiait actuellement la mise en place de son futur système informatique. Dès lors, il
faudrait atteindre la fin de cette analyse avant de pouvoir solliciter des ressources
supplémentaires. Le Conseil national a pris le contre-pied du Conseil fédéral. Il a
adopté la motion par 130 voix contre 61. 60

MOTION
DATUM: 27.02.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Mit einer Motion verlangte Erich Ettlin (cvp, OW) eine Aufhebung der
ungerechtfertigten Kostenüberwälzung auf Kundinnen und Kunden im Zollwesen: Im
Auftrag von und in Zusammenarbeit mit dem Zoll führen die Post oder
Kurierunternehmen (Zollanmelder) jeweils Stichproben (Zollbeschau) bei
Kleinpaketeinfuhren durch. Diese werden als Revisionsgebühr den Endkundinnen und
Endkunden in Rechnung gestellt und erhöhen so den Einfuhrwert der Waren. Gemäss
dem Obwaldner Ständerat führe dieses «umgekehrte Lotto» dazu, dass gewisse, zufällig
ausgewählte Personen CHF 13 berappen müssten. Die Kosten für die Zollbeschau
dürften nach geltendem Gesetz nämlich nicht dem Zoll verrechnet werden, weshalb die
Zollanmelder (insbesondere die Post) diese Kosten dann auf die Endkundinnen und
Endkunden überwälzten. Zudem könne dieser Aufschlag dazu führen, dass die
Abgabefreigrenze überschritten werde und die Empfängerin oder der Empfänger
zusätzlich die Mehrwertsteuer bezahlen müsse, da sich der Warenwert durch die

MOTION
DATUM: 28.02.2017
MARCO ACKERMANN
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Überprüfung um diese CHF 13 erhöhe. Der Motionär schlug deshalb vor, dass die
betroffenen Personen einen Pauschalbetrag vom Bund zurückfordern können.
Nachdem sich der Ständerat im März 2016 gegen den Willen des Bundesrates für die
Motion ausgesprochen hatte, nahm der Nationalrat als Zweitrat in der Herbstsession
2016 eine Änderung daran vor. Diese sah vor, dass nicht der Bund für die Kosten
aufkommen soll, sondern die Post dazu gebracht werden soll, dass sie – wie die meisten
anderen Paketdienstleister – die Beschaukosten mit den allgemeinen Transport- und
Verzollungskosten verrechnet. Damit würden die Kosten auf alle Kundinnen und Kunden
gleichmässig verteilt. Diese Version goutierte auch der Bundesrat, wie Ueli Maurer im
Rat erklärte. Im Februar 2017 überwies der Ständerat die so abgeänderte Motion an den
Bundesrat. 61

Jean-René Fournier (cvp/pdc, VS) a déposé une motion afin d’améliorer la situation
des PME dans les procédures de concurrence. L’économie helvétique se compose à
99% de PME. Leur rôle est donc clé. Dès lors, selon le dépositaire de la motion, les
pratiques en termes de surveillance de la concurrence, et plus particulièrement de
jurisprudence, ne prendraient pas en compte la situation particulière des PME. En
effet, ces entreprises ne disposent pas des mêmes ressources financières, humaines et
juridiques que les grands groupes nationaux et internationaux. Une modification
législative de la loi sur les cartels (LCart) devrait donc être envisagée. Plus précisément,
il s’agirait d’accélérer et de simplifier les procédures judiciaires, de réglementer la
publication d’informations lors d’une procédure, de respecter le principe de
proportionnalité lors de sanctions et de mettre en place une allocation de dépens. Le
Conseil fédéral s’est opposé à cette motion. Il a précisé que, depuis que le Conseil
national a rejeté une révision de la LCart, plusieurs interventions parlementaires visent
des adaptations ponctuelles de cette loi. Néanmoins, le Conseil fédéral estime que
seule une approche globale permettrait d’appréhender la complexité de cette
problématique.  De plus, le gouvernement précise que, sur la question de la longueur
des procédures, la complexité de la thématique de la concurrence ainsi que la
nécessité de garantir l’indépendance des autorités de la concurrence et des tribunaux
empêchent une accélération notoire des procédures. Ensuite, il considère que de ne
publier les décisions qu’une fois qu’elles sont actées, ne ferait que ralentir les
procédures et constituerait un pas en arrière dans le domaine de la prévention et de la
transparence. De plus, il ajoute que le principe de proportionnalité est déjà appliqué.
Puis, il précise que les allocations de dépens sont réglées dans la loi fédérale sur la
procédure administrative. Au final, étant donné la complexité de la thématique, le
Conseil des États a transmis l’objet à sa commission de l'économie et des redevances
(CER-CE) pour un examen préalable. 62

MOTION
DATUM: 06.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

La motion Bischof (cvp/pdc, SO) vise l'interdiction des contrats léonins des plates-
formes de réservation en ligne. En effet, selon le dépositaire, les clauses de parité
tarifaire, dictées par les plates-formes de réservation en ligne, s'imposent comme des
distorsions de la concurrence. Étant donné l'impact négatif sur le tourisme, et plus
particulièrement sur l'hôtellerie helvétique, le Conseil fédéral est chargé de soumettre
un projet législatif qui interdit les clauses de parité dans la relation contractuelle entre
les hôtels et les plates-formes de réservation. Le Conseil fédéral s'est prononcé contre
cette motion. Il souligne que les innovations numériques sont un gain pour le
consommateur, grâce à la hausse de la transparence, et pour l'hôtelier, grâce à une
hausse de la visibilité. Opposé à cette motion, le Conseil fédéral a dû concéder que la
forte concentration du marché incarnait un risque pour la concurrence. Les clauses de
parité tarifaire, précisément attaquées par la motion, réduisent la concurrence entre
les canaux de distribution. Néanmoins, il précise que les hôteliers ont toujours la
possibilité de proposer des meilleurs prix dans le cas de la distribution hors-ligne, ou
encore à travers des zones membres, liés à des programmes de fidélité. Il conclut que la
Commission de la concurrence (COMCO) maintiendra sa vigilance à l'égard des plates-
formes de réservation en ligne comme Booking.com. Dès lors, il n'est pas opportun,
selon le Conseil fédéral, d'élargir les interdictions car la loi sur les cartels joue déjà son
rôle. A l'opposé, la Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
(CER-CE) a proposé à sa chambre d'adopter la motion par 9 voix contre 1 et 2
abstentions. En effet, après de nombreuses discussions avec des représentants des
milieux concernés, la CER-CE a jugé que la position dominante des plates-formes de
réservation entrave le bon fonctionnement de la concurrence. Une telle situation
défavorise les hôteliers autant que les consommateurs. Par exemple, comme les hôtels
se positionnent sur plusieurs plates-formes, les clauses de parité tarifaire leur impose,

MOTION
DATUM: 06.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN
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d'une part, d'afficher le tarif le plus élevé de ces plates-formes sur leur propre site
internet, et d'autre part, les empêche de proposer des offres à bas prix à court-terme
pour doper leur taux d'occupation. En outre, la CER-CE a soulevé que la plupart des
pays limitrophes, donc des concurrents directs dans le domaine du tourisme, avaient
récemment légiféré sur les clauses restrictives. Au final, le Conseil des Etats a suivi sa
commission. Il adopte la motion par  34 voix contre 5 et 4 abstentions. Lors du débat,
certains sénateurs représentant des cantons touristiques sont montés au créneau.
Stefan Engler (cvp/pdc, GR) a rappelé que l'intérêt des consommateurs devait primer.
Puis, Beat Rieder (cvp/pdc, VS) a notamment accusé les plates-formes comme
Booking.com de mettre sous tutelle l'hôtellerie helvétique. 63

L'article 2 alinéa 7 de la loi sur les marchés intérieurs (LMI) garantit l'établissement d'un
appel d'offre non discriminatoire lors de la transmission d'exploitation d'un monopole
cantonal ou communal à des entreprises privées. Cette procédure s'applique pour les
marchés fermés. Ces marchés se constituent d'un nombre limité d'opérateurs. D'après
Andrea Caroni (fdp/plr, AR), dans le cadre des marchés fermés, une violation inhérente
de la libre concurrence impose la mise en place d'une procédure de sélection
parfaitement équitable. En effet, la limitation du nombre d'opérateurs sur le marché,
par le biais de la création de monopoles ou des clauses de besoins, attaque forcément
la libre concurrence. Andrea Caroni (fdp/plr, AR) ne remet pas directement en cause
l'utilisation de ces marchés fermés, qui sont souvent justifiés pour des motifs
économiques, mais souhaite renforcer la législation afin de garantir une procédure de
sélection équitable. Il a donc déposé une motion pour que le Conseil fédéral rédige un
projet de loi qui réduise la marge de manœuvre de l'article 2 alinéa 7 de la LMI relatif
aux marchés fermés dans les cantons et communes. 
Le Conseil fédéral a estimé qu'il était trop tôt pour envisager une modification
législative. Cependant, il a proposé d'étudier la requête de la motion Caroni (fdp/plr,
AR) dans le cadre du postulat sur les marchés fermés de la Confédération. Le Conseil
national a adopté la motion par 104 voix contre 87 et 2 abstentions. Les voix de la droite
ont su se faire entendre. 64

MOTION
DATUM: 16.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Après avoir reçu le soutien du Conseil fédéral et du Conseil national, la motion
Markwalder (fdp/plr, BE) a été acceptée, sans opposition, par le Conseil des Etats.
Cette motion découle du constat de la non application de l'art.18 de la loi fédérale sur
les voyages à forfait. En Suisse, de nombreuses agences de voyages violent l'obligation
de remboursement lors d'annulation du voyage en cas d'insolvabilité ou de faillite. Par
conséquent, la motion souhaite imposer, dans un premier temps, des sanctions, puis si
nécessaire, dans un deuxième temps, mettre en place un organe de surveillance. La
Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-CE) s'était
prononcée préalablement en faveur de la motion. La CER-CE précisait uniquement qu'il
était impératif, lors de la mise en exécution de la motion, de veiller à la protection du
client, de contrôler l'égalité de traitement des agences de voyages et de mettre en
avant les intérêts du secteur. 65

MOTION
DATUM: 29.05.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

La chambre du peuple et la chambre des cantons ont adopté le classement de la
motion sur la mise en œuvre de la convention paneuroméditerranéenne. 66

MOTION
DATUM: 12.06.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Etant donné que le Conseil des Etats a validé le financement de 393 millions de francs
requis pour le programme DaziT de modernisation et de numérisation de
l'administration fédérale des douanes (AFD), les sénateurs ont estimé que la motion de
Courten (svp/udc, BL) devenait superflue. La chambre des cantons a donc rejeté, à
l'unanimité, la motion qui visait une réforme informatique des procédures
douanières. 67

MOTION
DATUM: 12.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN
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Le Conseil national et le Conseil des Etats ont adopté le classement de la motion sur
réduction des coûts de déclaration de douane dans le cadre de l'examen de l'objet
17.021 de modernisation des droits de douane (DaziT).

MOTION
DATUM: 12.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

La chambre du peuple et celle des cantons ont adopté le classement de la motion sur
la diminution des coûts grâce à l'informatisation des procédures douanières dans le
cadre de l'examen de la modernisation de l'Administration fédérale des douanes (AFD)
(17.021).

MOTION
DATUM: 12.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Après une acceptation nette du Conseil des Etats, la motion sur l'interdiction des
contrats léonins des plates-formes de réservation en ligne a animé les débats au sein
de la chambre du peuple. Tout d'abord, la Commission de l'économie et des
redevances du Conseil national (CER-CN) a proposé à son conseil, par 14 voix contre 9
et 2 abstentions, d'accepter la motion. La majorité de la CER-CN s'est appuyée sur les
arguments de la restriction des libertés entrepreneuriales et de la concurrence. De
plus, elle a précisé que la majorité des pays voisins de la Suisse, concurrents directs au
niveau du tourisme, avaient tous déjà interdits ces clauses. A l'opposé, une minorité a
estimé que les plates-formes de réservation en ligne étaient bénéfiques pour la
transparence et la comparabilité des offres, et que la COMCO suivait déjà
attentivement la problématique. Ensuite, le débat a largement divisé le Conseil national.
Les arguments ont abordé les thématiques de la libre concurrence, du libéralisme et de
la numérisation de l'économie. En outre, plusieurs parlementaires ont estimé que la
problématique relevait de la COMCO, et non du Parlement. Au final, la motion a été
acceptée par 120 voix contre 52 et 10 abstentions. Si le PDC, le PS, le PBD et les verts
ont voté de manière groupée en faveur de la motion, le débat a fait naître des divisions
au sein des partis de droite: l'UDC avec 30 voix pour et 24 voix contre et le PLR avec 11
voix pour et 18 voix contre. Ces voix issues de la droite ont fait pencher la balance. 68

MOTION
DATUM: 18.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

La Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-CE) a
déposé une motion qui souhaite réduire les entraves au commerce. Plus précisément,
la motion s'attaque aux prescriptions suisses relatives à l'information sur le produit,
donc à l'étiquetage. Elle propose ainsi que les déclarations de produits mis légalement
en commerce sur le marché de l'Union européenne soient automatiquement autorisées
sur le marché helvétique, sous une forme visuelle identique. Une telle mesure
s'alignerait sur une volonté de libéralisation induite par le principe du "Cassis de
Dijon". L'objectif sous-jacent de cette motion est notamment de lutter contre la cherté
de l'îlot helvétique. Par conséquent, une réduction des procédures de réetiquetage et
de réemballage permettrait de faciliter les importations parallèles. Dans sa réponse, le
Conseil fédéral a indiqué que lors de la révision partielle de la loi fédérale sur les
entraves techniques au commerce (LETC), les prescriptions relatives à l'étiquetage ont
été considérée comme l'une des principales entrave technique au commerce. Ainsi, un
article 16e a été introduit dans la LETC pour faire valoir les principes de libéralisation du
"Cassis de Dijon". Uniquement deux éléments – l'indication d'origine des denrées
alimentaires et les exigences linguistiques – forment une exception à l'article 16e. Ainsi,
le Conseil fédéral estime que la volonté de la motion est déjà mise en oeuvre grâce à
l'article 16e de la LETC. Au final, lors du vote dans la chambre basse, la motion a été
acceptée par 27 voix contre 5 et 3 abstentions. 69

MOTION
DATUM: 27.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Afin de lutter contre l'îlot de cherté helvétique, la Commission de l'économie et des
redevances du Conseil des Etats (CER-CE) souhaite faciliter les importations parallèles.
Elle a déposée une motion qui vise à faciliter la reconnaissance des tests de produits
effectués dans l'UE. Ainsi, pour faciliter l'homologation des produits, le Conseil fédéral
serait chargé de définir des groupes de produits exemptés de l'autorisation de mise sur
le marché et qui serait, par conséquent, pris en compte par le principe du "Cassis de
Dijon". Le Conseil fédéral a proposé d'accepter la motion. Il estime qu'une facilitation
des procédures et une réduction des charges financières seraient bénéfiques pour
l'économie helvétique. La motion a été adoptée, sans discussion, par le Conseil des
Etats. 70

MOTION
DATUM: 27.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN
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Etant donné la complexité de la thématique, la Commission de l'économie et des
redevances du Conseil des Etats (CER-CE) s'est penchée sur la motion Fournier
(cvp/pdc, VS). L'objectif de cette motion est d'améliorer la situation des PME dans les
procédures de concurrence en modifiant uniquement quatre points de la loi sur les
cartels (LCart). Une majorité de la commission, 9 voix contre 3 et 1 abstention, s'est
prononcée en faveur de la motion. La CER-CE a avancé plusieurs arguments.
Premièrement, une accélération des procédures serait favorables aux petites
entreprises qui représentent le 99% du tissu économique helvétique. Deuxièmement,
une allocation de dépens se justifie face aux frais de procédure parfois insupportables
pour les PME. Troisièmement, la CER-CE a considéré que la publication de l'ouverture
d'une enquête porte un préjudice, souvent irréparable, qui porte atteinte à l'image de
l'entreprise alors qu'aucune culpabilité n'a encore été démontrée. Finalement, une
prise en compte de la taille de l'entreprise lors de la sanction a paru juste à la CER-CE.
A l'opposé, une minorité craint un affaiblissement de la LCart en cas d'adoption de la
motion. Lors du vote en chambre, la motion a été acceptée par 31 voix contre 10 et 1
abstention. 71

MOTION
DATUM: 27.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

À la suite du Conseil national, le Conseil des Etats a approuvé une motion Fabio Pedrina
(ps, TI) (07.3272) visant à optimiser les capacités du réseau ferroviaire national par une
révision du système de tarification du sillon qui prenne en compte, d’une part, le
rapport entre l’offre et la demande et, d’autre part, la plage horaire. L’intégration de
ces deux critères doit faciliter la vente des sillons les moins attractifs grâce à un prix
plus faible. Les sénateurs ont par ailleurs assorti cette décision de principe de
directives relatives à sa mise en œuvre. Ils ont ainsi approuvé une motion Büttiker (prd,
SO) chargeant le Conseil fédéral de réviser l’ordonnance sur l’accès au réseau
ferroviaire d’ici à la fin du premier semestre 2009 en exploitant toutes les possibilités
offertes par la base légale en vigueur, puis de présenter un projet comportant les
modifications législatives nécessaires dans le cadre du troisième paquet de la réforme
des chemins de fer 2. Le Conseil national a quant à lui approuvé sans discussion une
motion Rime (udc, FR) (08.3596) identique à la motion Büttiker. 72

MOTION
DATUM: 19.12.2008
NICOLAS FREYMOND

À la suite du Conseil des Etats l’année précédente, le Conseil national a adopté
tacitement la motion Büttiker (prd, SO) chargeant le Conseil fédéral de réviser le
système de tarification du sillon afin d’optimiser les capacités du réseau national en
exploitant toutes les possibilités offertes par la base légale en vigueur. Le texte transmis
enjoint également le gouvernement de présenter, dans un second temps, un projet
législatif plus ambitieux dans le cadre du troisième paquet de la réforme des chemins
de fer 2. Le Conseil des Etats a quant à lui décidé de transmettre la motion jumelle
Rime (udc, FR) (08.3596) approuvée l’année précédente par la chambre du peuple. Sur
le même Sujet, le Conseil national a en outre transmis la motion Pedrina (ps, TI)
(07.3272) telle que modifiée formellement par le Conseil des Etats l'année
précédente. 73

MOTION
DATUM: 04.06.2009
NICOLAS FREYMOND

Post und Telekommunikation

Lors de la session d’automne, la CTT-CE a déposé une motion contraignant le
gouvernement à revenir sur sa décision et à la soumettre à l’Assemblée fédérale sous la
forme d’un projet de révision de la LPO (loi sur la poste). Après avoir invoqué la
compétence que lui confère la LPO en cette matière, le Conseil fédéral a réaffirmé que
cet abaissement de la limite du monopole ne menaçait pas le financement du service
universel, rappelant les résultats de l’étude commandée par ses soins l’année
précédente. En plénum, le président de la CTT-CE, Peter Bieri (pdc, ZG), a précisé que
la motion ne remettait pas en cause la libéralisation du marché postal, mais exigeait
seulement que cette décision importante soit prise par le parlement et s’inscrive dans
une discussion sur les conditions cadres fixées par la LPO. Par 20 voix contre 15, les
sénateurs se sont ralliés à la position de principe de leur CTT. 74

MOTION
DATUM: 16.12.2008
NICOLAS FREYMOND
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En début d’année et à l’inverse du Conseil des Etats l’année précédente, le Conseil
national n’a pas voulu obliger le gouvernement à revenir sur sa décision d’abaisser le
monopole des lettres de 100 à 50 grammes afin de la soumettre au parlement sous la
forme d’un projet de révision de la loi sur la poste (LPO). Le plénum a par conséquent
rejeté, par 89 voix contre 83, la motion de la CTT-CE en ce sens. Le Conseil fédéral a
dès lors pu confirmer sa décision et annoncer l’entrée en vigueur de l’abaissement à
compter du 1er juillet de l’année sous revue. 75

MOTION
DATUM: 23.04.2009
NICOLAS FREYMOND

Mit der Motion Gleich lange Spiesse im Schweizer Postmarkt nahm die KVF-NR jene
Punkte betreffend des Wettbewerbs im Postmarkt auf, die der Bundesrat im Bericht zur
Evaluation der Postgesetzgebung vom 11. Januar 2017 bemängelt hatte. Soweit möglich
sollen in der Postverordnung ein Verbot von Koppelungsrabatten, die Gewährleistung
der Nichtdiskriminierung bei Mengenrabatten, die kostengerechte Entgeltregelung für
den Zugang zu Postfächern und ein verbesserter Zugang zu Briefkastenanlagen in
Wohn- und Geschäftshäusern umgesetzt werden. Der Bundesrat beantragte die
Annahme der Motion, da diese den im genannten Bericht vorgeschlagenen Anpassungen
entspreche. Die Motion wurde vom Nationalrat angenommen, vom Ständerat im Herbst
2017 aber abgelehnt.

MOTION
DATUM: 14.02.2017
NIKLAUS BIERI

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Buchmarkt

Mit einer bereits 2000 eingereichten Motion ersuchte Nationalrat Zisyadis (pda, VD)
den Bundesrat, vom Prinzip der Handels- und Gewerbefreiheit abzuweichen und in der
gesamten Schweiz einen einheitlichen Buchpreis einzuführen. In seiner Antwort
erinnerte der Bundesrat daran, dass er in Ausführung eines Postulates Widmer (sp, LU)
von 1999 das BAK und das Seco beauftragt hatte, in einem Bericht die kultur- und
arbeitsmarktpolitische Bedeutung der Buchpreisbindung darzustellen. Vor der
eingehenden Prüfung dieses Berichtes wollte er sich aber auf keine verbindliche
Marschrichtung verpflichten lassen, weshalb er erfolgreich Umwandlung in ein Postulat
beantragte. Da sich BAK und Seco nicht auf einen gemeinsamen Nenner einigen
konnten, beschloss der Bundesrat im Juli, von einem externen Bericht, der die Vorteile
der Buchpreisbindung höher wertete als die Nachteile, zwar Kenntnis zu nehmen und
ihn zu veröffentlichen, in der Sache selber aber nicht Stellung zu beziehen, sondern das
Urteil des vom Schweizer Buchhändler- und Verleger-Verband angerufenen
Bundesgerichts abzuwarten. Die Lausanner Richter hiessen die Beschwerde zumindest
teilweise gut. Sie hoben den Entscheid der Rekurskommission für Wettbewerbsfragen
auf und wiesen die Sache zur Neubeurteilung an die Wettbewerbskommission zurück.
Diese hatte 1999 den Buchhändlern und Verlegern verboten, die Buchpreisbindung
aufrecht zu erhalten. 76

MOTION
DATUM: 18.03.2002
MARIANNE BENTELI

Medien

Medienpolitische Grundfragen

Im Fall "Bernina-Nähmaschinen" hat das Bundesgericht den auf das Bundesgesetz über
den unlauteren Wettbewerb (UWG) abgestützten Entscheid des Thurgauer
Obergerichtes gegen einen Wirtschaftsjournalisten bestätigt. Mit einer Motion verlangte
daraufhin Nationalrat Vollmer (sp, BE) eine Revision des UWG. Diese soll sicherstellen,
dass Medienschaffende in Zukunft nicht mehr für die korrekte Zitierung von allenfalls
geschäftsbeeinträchtigenden Aussagen von Dritten eingeklagt werden können. 77

MOTION
DATUM: 19.06.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Diskussionslos überwies der Nationalrat zudem eine Motion seiner Rechtskommission,
die den Bundesrat auffordert, umgehend eine Vorlage für die Revision der
Strafbestimmungen des Bundesgesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) zu
unterbreiten, welche die Grundrechte der Meinungs- und Informationsfreiheit besser
wahrt. 78

MOTION
DATUM: 01.07.1997
EVA MÜLLER
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